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II- 33 +0 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates 
-- - '----------

DER BUNDESMiNISTER FüR FINANZEN XIII. GesetzgebungsPC1:jockn 

Zl.5251-Pro2/1974 

An den 
Herrn Präsidenten 
des Nationalrates 
Parlament 
\.Jien 1 .. 

',.J..Cl. , 1974 03 14 

Auf die Anfrage der Abgeordneten 1ie1 ter und Genossen vom 

6.2 .. 1974, Nr.1608/J, betr .. Zahlungsfrist für Einfuhr-Umsatz­
steuer, beehre ich mich mitzuteilen: 

Zu den Fragen 1 ,und 2: 

Unabhängig von der Höhe der Eingangsa.bgaben können den Spedi­
teuren durch die Entrichtung der Einfuhrumsatzsteuer für ihre 

.Auftraggeber nur in jenen Fällen Fina.Tlzierungskosten und, Kre­
ditschwierigkeiten erwachsen, in denen sie nicht die Zahlung 
der von ihnen zu entrichtenden Steuerbeträge innerhalb der 

Zahlungsfrist von drei Wochen von ihren Auftraggebern ver­
langen .. 

Zu der in diesem Zusammenhang vertretenen Ansicht, daß es inner­
halb dieser Frist oft nicht möglich ist, die Rechnung zu er­

stellen, die erforderlichen Kontrollen durchzuführen und den 
Rec1h~ungsbetrag durch den Importeur zur Anweisung zu bringen, 
wäre zu bemerken, daß derartige Schwierigkeiten, die offenbar 
fallweise durch die innerbetriebliche Organisation verursacht 
werden, nicht durch die Einführung der Mehrwertsteuer bedingt 
erscheinen, zumal die erwähnte Kontrolle der zu entrichtenden 
Beträge an Einfuhrumsatzsteuer aus folgenden Gründen weniger 

Zeit erfordert als früher: 

10 Gemäß § 7 Abs.7 des Umsatzsteuergesetzes 1959 konnten für 
die Besteuerung der Einfuhr 12 verschiedene Steuersätze in 

Betracht kommen, wobei noch die gemäß § 4 Abs .. 1 Z.1 lit.a 
des Umsatzsteuergesetzes 1959 vorgesehenen Steuerbefreiungen 
für bestimmte Warengruppen zu beachten gewesen sind; dem­
gegenüber sind gemäß § 10 des Umsatzsteuergesetzes 1972 ledig-
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lieh neben einem allgemeinen Steuersatz ein ermäßigter 
Steuersatz für bestimmte Waren anzuvlenden, was die Kontrolle .~ 

der zu entrichtenden Abgabenbeträge erleichtert hat. 

2. Da die Importeure grundsätzlich nach § 12 Abs.1 Z.2 des 
Umsatzsteuergesetzes 1972 zum Vorsteuerabzug hinsichtlich 
der entrichteten Einfuhrumsatzsteuer berechtigt sind und 
die Einf1h~rumsatzsteuer daher für sie keine Kostenpost, 
sondern lediglich eine durchlaufende Post darstellt, kommt 
der Kontrolle der entrichteten Einfuhrumsatzsteuer eine 
geringere Bedeutung zu als der seinerzeitigen Kontrolle der 
entricnteten Ausgleiehsteuerbeträge, weil letztere für die 
Importeure echte Kosten bedeutet haben. 

Aus den angeführten Gründen ist daher nicht zu schließen, daß 
es durch die Einführung der Mehrwertsteuer für die Spediteure 
schwieriger gev.rorden ist, die Beträge an Einfuhrumsatzsteuer 
von ihren Auftraggebern innerhalb der Zahlungsfrist von drei 
Wochen zu erhalten, so daß sich die Spediteure auf Grund der 
Einführung der Mehrwertsteuer nicht veranIaßt sehen müssen, 
die Steuerbeträge für ihre Auftraggeber auszulegen und die 
damit verbundenen Finanzierungskosten und Kreditschwierig­
keiten auf sich zu nehmeno 

Es wird in der eingebrachten Anfrage auch übersehen, daß durch 
das am 22 3 Juli 1972 zwischen der Republik Österreich und den 
Europäischen Gemeinschaften (EWG und EGKS) abgeschlossene Glo­
balabkommen (BGBloNro466 und 467/1972) zwischen den vertrag­
schließenden Parteien eine Freihandelszone für den gewerblich­
industriellen Sektor gegründet wurde. Auf Grund dieses Abkommens 
wird der Freihandel mit gewerblichen Erzeugnissen (im wesent­
lichen Waren der Kapo25 bis 99 des Brüsseler Zolltarifschemas) 
eingeführt (Artikel 2 Abso1 lit.i des Abkommens)o Dazu ist im 
Artikel 3 Abs .. 2 des Abkommens ein stufenweiser Abbau der Aus­
gangszölle vorgesehen, der zur Folge hat, daß ab 1 .. Juli1977 
etwa 80 % der gesamten österreichischen Warenimporte aus dem 
erweiterten Integrationsraum zollfrei erfolgen wird. Seit 
1. Jänner 1974 wurden die Zollsätze auf 60 % (um 40%) der 
Ausgangszollsätze gesenkto Dadurch wird zweifellos bereits jetzt 

./. 
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die Erhöhung des Steuersatzes nach dem Umsatzsteuergesetz 
1972 wettgemacht. 

In diesem Zusru~enhang darf aufgezeigt werden, daß seitens 

3 .. Bl .. 

der Speditionen von unbekannten und weniger zahlungskräftigen 
Firmen bz,..".. Harenempfängern Vorausze..hlungen für die Spedi tions­
tätigkei t einschließlich der Einga.."'lgsabgaben verlangt und von 
den vlarenempfängern bezahlt ,..".erden. Bei zahlungskräftigen Kun­
den hingegen wird für die spätere Bezahlung der Einga..."1gsab­
gaben ein Vorlagebetrag, der mit Zinsen vergleichbar ist, in 
Rechnung gestellt .. Im Gegensatz hiezu weTden derzeit von der 
Zollverwaltung für die von ihr ge'lrJährte Zahlungsfrist keine 
Stundungszinsen berechneto 

Zu Frage :2= 
Gemäß § 59 Abs .. 3 Zollgesetz 1955 (BGBl.Nre129/1955 i.doFassung 
des BGBl.Nr~78/1968) dürfen Waren vor der Entrichtung des 
Zolles nur drum vom Amtsplatz '\veggebracht werden, v/enn dem Ver­
fügungsberechtigten die Nachhineinzahlung des Zolles bewilligt 
worden ist. Grundsätzlich wird die Zollschuld mit ihrem Ent­
stehen fällig. Die Finanzlandesdirektionen können unter all­
fälliger Festsetzung von Sicherungsmaßnahmen für Abfertigungen 
aus offenen Lagern auf Vormerkrechnung eine höchstens sechs­
wöchige, für Abfertigungen im Hausbeschauwege und bei bargeld­
loser Zollzahlung eine Zahlungsfrist bis zu drei Wochen be­
willigen (§ 175 AbSo4 Zollgesetz)" 

Das Höchstausmaß des Zahlungszeitraumes von drei Wochen wurde 
durch die Zollgesetz-Novelle 1968 eingeführt.. Dazu kommt aber -
und dies wird in der Anfrage übersehen -, daß durch den Um­
stand, daß - sieht mari von der Abfertigung im Postverkehr ab -
ca", z,.,ei Drittel der Wareneinfuhren im Hausbeschauwege außer­
halb der Amtsstunden abgefertigt werden, zwischen dem Zeitpunkt 
der Ausfolgung der "Itlaren durch das Zollamt (§ 46 Abs.4 lit .. a 
Zollgesetz) und der Zustellung (§ 97 Bundesabgabenordnung) der 
sie betreffenden Eingangsabgabenbescheide ein Zeitraum VOll 

durchschnittlich zwei Wochen liegt" Dieser Zeitraum gründet 
sich auf die Ausfertigung der Warenerklär~'1gen (Berechnung der 
Eingangsabgaben und Ausfertigung der zollamtlichen Abferti­
gungsbefunde durch die Beamten zu Hause), den Lauf der Waren-

.1. 
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erklärungen bis zur Zollkasse und die Verbuchung und posta­
lische Zustellung der Eingangsabgabenbescheide. De facto 
beträgt somit derzeit der zinsenlose Zahlungsaufschub, für 
den keine Sicherheit geleistet wird, in der Mehrzahl der 
Fälle mindestens fünf vJocheIlo 

Die Verlängerung der gesetzlichen zinsenfreien Zahlungsfrist 
von d.rei \.Jochen auf vier 'VJochen vriirde überdies einen 'lrlesent­
lichen Abgabenausfall und eine zusätzliche Gefährdung der 
Einbringung bedeuten .. 

Aus diesen Gründen könnte eine Verlängerung der Zahlungsfrist 
nicht befürwortet werdeno 
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